Kurzzusammenfassung: Seminar „Wasserrahmenrichtlinie und Naturschutz“ am 7.12.2002 in Oberhausen
Von Regine Becker, Manfred Dümmer, Günther Friedrich, Sabine Hänel, Thomas Hövelmann, Hajo Schulte, Stephanie Rebsch.

Finanziell gefördert von Bundesumweltministerium und Umweltbundesamt haben der VLAK Wasser und die Grüne Liga am 7.12.2002 in Oberhausen ein Seminar durchgeführt. Neben aktuellen Entwicklungen bei der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie aus der Sicht der Umweltverbände (M. Bender) standen die Themen Wasserrahmenrichtlinie und Naturschutz (Prof. Dr. Günther Friedrich), Referenzzustände und Leitbilder als Messlatte der Bewertung (Dr. Mario Sommerhäuser), die Umsetzung der WRRL in den Niederlanden (E. van Dijk) und der Grundwasserschutz in der WRRL (L. Keppner) auf der Tagesordnung. Am Nachmittag wurde in drei AGs rege diskutiert zu den Themen Grundwasserschutz, Naturschutz und Bewertungsfragen sowie Umsetzung und Öffentlichkeitsbeteiligung. Zum Abschluss wurden die Ergebnisse der AGs im Plenum vorgestellt, diskutiert und ein Fazit gezogen.

Folgende Ergebnisse für den weiteren Umgang der Naturschutzverbände NRW mit der WRRL kristallisierten sich heraus:

Im Hinblick auf Organisation / Information / Umsetzung:

· Es gibt folgende Informationsmöglichkeiten:
Verteiler der Grünen Liga (M. Bender), Verteiler des EEB bei der EU (S. Scheuer), Information über Forschungsprojekte unter www.kobio.de. Zusätzlich die altbekannten: www.wasserblick.de, www.lawa.de, die Homepages des LUA, der LAWA, des BMU, des MUNLV und der Teilflussgebiete (siehe Rschr. 18 des Landesbüros der Naturschutzverbände NRW)

· NRW besitzt bei der Partizipation der Naturschutzverbände eine Vorreiterrolle - im Hinblick auf Umfang und tatsächliche Einflussnahme -, die für andere Bundesländer und auch die Bundesebene zur Nachahmung empfohlen werden kann.

· Auf Bundesebene sollte idealerweise eine gemeinsame Koordinationsstelle der Umweltverbände zur WRRL geschaffen werden, die bestehende Institutionen wie die Grüne Liga mit einbezieht und die die rechtliche Umsetzung sowie die fachliche Arbeit bei der LAWA begleitet sowie über die Vorgaben von EU- und Bundesebene informiert.

· Die EU-AG Recfond hat Ratschläge für die Zielrichtung heraus gegeben, wo und wie sich die NGO’s einbringen können.

· Aufgabe der Naturschutzverbände in den Teileinzugsgebieten muss sein: kritische Begleitung, Prüfen auf Lücken bei der Bestandsaufnahme und Umsetzung der Ziele, die im Leitfaden NRW bzw. in der Stellungnahme der Naturschutzverbände zum Leitfaden geäußert wurden. 

Im Hinblick auf WRRL und Naturschutz:

· Die Definitionen des guten ökologischen Zustandes und der erheblich ver​änderten Fließgewässer stehen noch nicht fest. Ob diese Definition von der EU oder von der LAWA strikt erfolgen wird oder NRW Gestaltungsspielraum verbleibt, ist abzuwarten. Die Naturschutzverbände müssen diesen Prozess kritisch begleiten und sich einbringen.

· Die Durchsetzung einer sachgerechten Konkretisierung der Definition des guten ökologischen Zustandes und der Ausweisung von Referenzgewässern bzw. Referenzbedingungen sowie der Zustandsklassen nach WRRL ist eine fachlich anspruchsvolle Aufgabe und Herausforderung für die Naturschutzverbände. Die in NRW vorliegenden Untersuchungen zu Leitbildern, Referenzgewässern u.a. sind eine erste Grundlage für die Diskussion in NRW, aber noch nicht ausreichend im Hinblick auf die Bewertung von Gewässerzuständen gemäß WRRL (Ausformulierung der biologischen Parameter). Es kommt es vor allem darauf an, dass die sachgerechte Gewässerentwicklung nicht im Spielfeld der vielfältigen politischen Interessensvertreter auf der Strecke bleibt. Hier müssen die Naturschutzverbände ganz kräftig und lautstark mit am Tau ziehen. 

· Die Bewertung sollte nach dem „worst case erfolgen“, d.h. die schlechteste Komponente sollte über die Bewertung des Zustandes entscheiden.

· Das zu erwartende Zustandsbewertungsverfahren nach WRRL wird voraussichtlich der notwendigen Differenzierung von Gewässertypen und Längszonierungen nicht gerecht werden. So ist die vorgesehene Zahl von 20 Gewässertypen für Deutschland (incl. Alpen und Küstenregionen) kleiner als der nordrhein-westfälische Differenzierungsansatz von 21 Fließgewässertypen für NRW. Die Längszonierungsebenen sind mit vier Zonen zu grob gestrickt (schon allein in der klassischen Fischzonierung gibt es mehr Zonen). 

· Die Naturschutzverbände müssen darauf achten, dass möglichst wenige Gewässer als „heavily modified waterbodies“ ausgewiesen werden, denn für diese stark veränderten und künstlichen Fließgewässer gelten wesentlich niedrigere Qualitätsziele: Es ist Aufgabe der Naturschutzverbände darauf zu achten, dass Gewässer  nur ausnahmsweise als „stark verändert“ eingestuft werden. Die Naturschutzverbände sollten auch darauf achten, dass auch das gute ökologische Potenzial für erheblich veränderte und künstliche Wasserkörper auf hohem Niveau definiert wird.

· Für eine natürliche Entwicklung braucht ein Fließgewässer vor allem Raum. Es hapert an strikten Vorgaben (siehe LWG-Novelle –Gewässerrandstreifen) und daran, dass die Bewirtschafter der Gewässer das Ziel des „guten ökologischen Zustandes“ nicht aus sich heraus verfolgen. Es besteht ein hoher Flächennutzungsdruck und hohe Flächennutzungskonkurrenz zwischen Naturschutz und anderen Nutzungsarten. Ein Weg muss sein, per Landeswasserverbandsrahmengesetz Naturschutzziele für die Unterhaltungspflichtigen vorzugeben. Hierdurch ist zumindest theoretisch eine grundsätzliche Finanzierungsstruktur über die Gebühren der Bewirtschaftungsverbände gegeben (entsprechende Fördermöglichkeiten von EU und Land können hier sinnvoll eingebunden werden). Eine andere Möglichkeit bietet die Schaffung von Gewässerrandstreifen durch Kompensationsmaßnahmen bei Anwendung der Eingriffsregelung.

Im Hinblick auf Grundwasserschutz:

· Konkretisierungen des guten Zustandes des Grundwassers fehlen bisher. Der erste Entwurf einer Tochterrichtlinie sollte im November 2002 vorgelegt werden, wird aber wahrscheinlich frühestens Sommer 2003 fertiggestellt sein.

· Im Zusammenhang mit dieser Tochterrichtlinie ergeben sich zwei grundlegende Einstellungen:
1. Fundamentalistische Philosophie (Stefan Scheuer, EEB): Alles was nicht ins Grundwasser (geogener background) gehört, hat dort nicht zu suchen und darf auch nicht produziert werden.
2. Grenzwertephilosophie: Die bisherige praktische Erfahrung hat gezeigt, dass nur bei konkreten Grenzwerten Handlungen passieren. Das würde heißen, dass die Naturschutzverbände die im Entwurf vorgelegten Grenzwerte kritisch prüfen müssen (z.B. für Nitrat wäre 50 mg/l aus der TVO zu hoch), auf keinen Fall dürfte das Verschlechterungsverbot der WRRL unterlaufen werden (z.B. wäre eine Verschlechterung eines Nitratgehaltes von 8 auf 16 mg/l nicht zu akzeptieren).
Eine klare Position der Naturschutzverbände NRW muss noch entwickelt werden.

· Bei der Aufnahme der Schutzgebiete ist neben § 62-Biotopen, Naturschutzgebieten und offiziellen VSchRL- und FFH-Schutzgebietsmeldungen auch die FFH-Schattenliste aufzunehmen. Dies ist zwar nach WRRL formal nicht vorgesehen, macht aber für die praktische Umsetzung Sinn, weil dies „im Sinne“ der WRRL ist. Schließlich dürfen national schärfere Gebote gelten als supranational.

· Das Modellprojekt des Erftverbandes zur Ermittlung der grundwasserabhängigen Landökosysteme erscheint nach einer ersten Prüfung anhand des vorliegenden Projektberichtes sachgerecht und anwendungsbezogen zu sein. Eine weitere Detailprüfung wird noch erfolgen. 

Viele Fragen konnten wegen der Kürze der Diskussionszeit nicht mehr angesprochen werden.

Die Kurzzusammenfassungen der Vorträge und der Ergebnisse der Workshops finden Sie auf der Homepage des Landesbüros der Naturschutzverbände NRW und der Grünen Liga.

